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61ÖZP, 30 (2001) 1
Walter Manoschek (Wien)
Die Wehrmacht und die Ausstellung
„Vernichtungskrieg. Verbrechen der
Wehrmacht 1941 bis 1944“ als Thema
österreichischer Vergangenheitspolitik 1
Die Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944“ hat wie keine
andere materialisierte Form der Erinnerungskultur über die NS-Zeit in Österreich Kontroversen aus-
gelöst und war sowohl Gegenstand als auch Anlass von geschichtspolitischen Konflikten, die über die
Ausstellungsinhalte selbst hinausgingen. Der Artikel skizziert die Erodierung der staatstragenden
Opferthese, rekonstruiert die Etablierung der gesellschaftlichen Erinnerungspraxis von der „saube-
ren“ Wehrmacht und stellt das Geschichtsbild von der unpolitischen und entideologisierten Wehr-
macht und ihrer (österreichischen) Angehörigen den empirisch erhobenen kollektiven Erinnerungen
der österreichischen Wehrmachtssoldaten gegenüber. Die Diskrepanz zwischen diesen beiden Erin-
nerungen war – so die These – ein maßgeblicher Faktor für die emotionale Heftigkeit des Konflikts
um die Ausstellung. Die Analyse der Reaktionen der politischen Parteien und zivilgesellschaftlicher
Gruppen auf die Ausstellung kommt zum Ergebnis, dass zwei neue vergangenheitspolitische Lager
entstanden sind: Der konkordanzpolitische Elitenkonsens von SPÖ und ÖVP über die NS-Vergangen-
heit (Opferthese) wurde abgelöst von einer Koalition aus zivilgesellschaftlichen Gruppen und politi-
schen Parteien (SPÖ, Grüne, Liberale), die eine Internalisierung der NS-Herrschaft in die
österreichische Geschichte im Sinne von Mittäterschaft und Mitverantwortung anstrebt, und einem
Bündnis aus Veteranenverbänden, ÖVP und FPÖ, das die schuldhafte Partizipation der
österreichischen Gesellschaft am Nationalsozialismus weiterhin tabuisiert, relativiert oder verleug-
net.
1. Genese und Inhalt der Ausstellung
Die Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbre-
chen der Wehrmacht 1941 bis 1944“ 2 war Teil
des Gesamtprojekts „Zivilisation und Barbarei“
des privaten „Hamburger Instituts für Sozial-
forschung“, das eine Analyse der institutionel-
len Gewaltgeschichte dieses Jahrhunderts zum
Gegenstand hatte (Bulletin 1992, 53–63). Kon-
zeptioneller Ausgangspunkt war die These, dass
die Berührung zwischen großdeutscher Bevöl-
kerung und NS-Verbrechen nirgendwo enger
war als im Rahmen der Wehrmacht und darin
die Ursache für die öffentliche Tabuisierung
dieses Verbrechenskomplexes in den Nachfolge-
staaten des „Dritten Reiches“ zu finden ist.
An Hand von drei Fallbeispielen – des
Partisanenkriegs in Serbien, der Geschichte der
6. Armee auf dem Weg nach Stalingrad und der
militärischen Besatzungsherrschaft in Weiß-
russland – zeigte die Ausstellung, dass die Wehr-
macht im Osten und Südosten keinen „norma-
len Krieg“, sondern einen Vernichtungskrieg
führte, der nicht das Ergebnis einer Eskalation
gewesen ist, sondern von der politischen und
militärischen Führung von Beginn an als
Vernichtungskrieg intendiert war. Er richtete
sich auch gegen die Zivilbevölkerung, von der
ein Teil, die Juden, ausgerottet und ein anderer
Teil – die Kriegsgefangenen und die nicht-
jüdische Zivilbevölkerung – durch Hunger und
Terror dezimiert werden sollte. Die Ausstellung
führte den Nachweis, dass die Institution Wehr-
macht auf allen Hierarchieebenen an diesen
Verbrechen aktiv beteiligt war, betonte aber, dass
damit „kein verspätetes oder pauschales Urteil
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über eine ganze Generation ehemaliger Solda-
ten“ (Ausstellungskatalog 1999, 7) gefällt wer-
den sollte.
Die Ausstellung wurde im März 1995 in Ham-
burg eröffnet und bis Herbst 1999 in 27 deut-
schen und sechs österreichischen Städten (Wien,
Innsbruck, Klagenfurt, Linz, Graz und Salzburg)
präsentiert und von etwa 850.000 BesucherIn-
nen gesehen (Hamburger Institut für Sozial-
forschung 2000, 21). Sowohl in Deutschland als
auch in Österreich war sie die am meisten und
am kontroversiellsten diskutierte öffentliche
Veranstaltung mit dem größten medialen und
politischen Echo zu einem Thema nationalso-
zialistischer Vergangenheit. Nach massiver Kri-
tik am Text- und Bildteil wurde die Ausstellung
im November 1999 von den Verantwortlichen
zurückgezogen. Der Vorstand des „Hamburger
Instituts für Sozialforschung“, Jan Philipp
Reemtsma, betraute eine internationale
Historikerkommission mit einer Überprüfung
der Ausstellung. Der Bericht der Kommission
wurde im November 2000 der Öffentlichkeit
vorgestellt. Die Ausstellung – so die Historiker-
kommission – wurde „sowohl hinsichtlich ih-
rer inhaltlichen Aussagen als auch hinsichtlich
des verwendeten Materials so intensiv durch-
leuchtet, wie das bisher bei keiner anderen zeit-
geschichtlichen Ausstellung geschehen ist“
(Bartov u.a. 2000, 85) 3. Die Kommission kam
zusammengefasst zu folgendem Ergebnis: „Die
Grundaussagen der Ausstellung über die Wehr-
macht und den im ‚Osten‘ geführten Vernich-
tungskrieg bleiben der Sache nach richtig. Es
ist unbestreitbar, dass sich die Wehrmacht in der
Sowjetunion in den an den Juden verübten Völ-
kermord, in die Verbrechen an den sowjetischen
Kriegsgefangenen und in den Kampf gegen die
Zivilbevölkerung nicht nur ‚verstrickte‘, son-
dern dass sie an diesen Verbrechen teils führend,
teils unterstützend beteiligt war. Dabei handel-
te es sich nicht um vereinzelte ‚Übergriffe‘ oder
‚Exzesse‘, sondern um Handlungen, die auf
Entscheidungen der obersten militärischen Füh-
rung und der Truppenführer an der Front und
hinter der Front beruhten“ (Bartov u.a. 2000,
85). Hinsichtlich der Haltung der Soldaten zur
Ermordung der Juden stellte die Kommission
fest: Die einschlägigen Dokumente „zeigen mit
großer Deutlichkeit, dass nicht eine Mehrheit
oder auch nur ein großer Teil der Soldaten“
(Bartov u.a. 2000, 48) den Judenmord verur-
teilte. Die Kommission kam zum Schluss, dass
die Ausstellung „auch in den kommenden Jah-
ren – in einer Fassung, die der Kritik, neueren
Forschungsergebnissen und den die Ausstellung
begleitenden Diskussionen Rechnung trägt –
einen wesentlichen Beitrag zur Entwicklung der
historisch-politischen Kultur“ (Bartov u.a. 2000,
86) leisten kann. Eine neu konzipierte Ausstel-
lung soll vom „Hamburger Institut für Sozial-
forschung“ im Laufe des Jahres 2001 gezeigt
werden (Frankfurter Rundschau, 24.11.2000).
2. Die Transformation der nationalen
Basiserzählung über den
Nationalsozialismus in Österreich
In Österreich rückte die Wehrmacht durch die
Diskussion der Wehrmachtsvergangenheit des
Präsidentschaftskandidaten Kurt Waldheim ins
Zentrum des vergangenheitspolitischen Interes-
ses. Die mit der Affäre Waldheim ausgelösten
geschichts- und vergangenheitspolitischen De-
batten zentrierten sich primär auf Waldheims
Tätigkeit als Wehrmachtsoffizier und auf die
österreichische Nachkriegsidentität als erstes
Opfer des Nationalsozialismus (Mitten 1992,
Wodak u.a. 1990). Obwohl im Kontext der
Waldheim-Affäre auch Verbrechen der Wehr-
macht aufgegriffen wurden (Kurz 1993), wur-
de das Bild von der „sauberen“ Wehrmacht in
der Öffentlichkeit nicht prinzipiell in Frage ge-
stellt. In dieser Phase österreichischer Vergan-
genheitspolitik überlagerte die Auseinanderset-
zung um die nationale Identität das Subthema
„Wehrmacht“.
Die Waldheim-Affäre löste eine langfristige
Transformation in der Konstruktion der
österreichischen NS-Vergangenheit aus. Das
von SPÖ und ÖVP lagerübergreifend vertrete-
ne Geschichtsbild von Österreich als Opfer des
Nationalsozialismus war mit der Erklärung von
Bundeskanzler Vranitzky über die Mitverant-
wortung Österreichs für die Verbrechen des
Nationalsozialismus (Botz/Sprengnagel 1994,
574–576) als staatspolitisches Paradigma in Fra-
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ge gestellt. Die normative Basiserzählung, d.h.
jene „Konstruktion der Geschichte einer Gesell-
schaft und Kultur, die die beherrschende
legitimatorische Konstruktion der Vergangen-
heit enthält“ (Schwab-Trapp 1997, 196), wurde
von der SPÖ um die differenziertere „sowohl
Opfer als auch Täter“-These erweitert. Die
Diversifizierung der Geschichtsinterpretationen
über den Nationalsozialismus setzte sich bei den
anderen Parlamentsparteien fort: Die Grünen
und das Liberale Forum traten für eine De-
konstruktion des über Jahrzehnte hegemonia-
len Geschichtsbildes und für eine kritische Aus-
einandersetzung mit der NS-Periode ein, wäh-
rend die FPÖ, die – ebenso wie ihre Vorgänger-
partei VdU – nie Teil des konkordanzdemo-
kratischen Vergangenheitskonsens gewesen war
(siehe dazu den Beitrag von Pelinka), die Ein-
stellungen der „Kriegsgeneration“ rechtfertigte
(z.B. Haider 1993, 115) und Politiken („ordent-
liche Beschäftigungspolitik“) wie Institutionen
des Nationalsozialismus (Waffen-SS) positiv
beurteilte.
Die Heterogenität der Geschichtsversionen
bei den politischen Eliten korrespondierte mit
jener der österreichischen Bevölkerung. In ei-
ner repräsentativen österreichweiten Umfrage
(n=2000) aus 1991 stimmten 43 Prozent der
Befragten der Aussage zu, dass Österreich 1945
von den Alliierten befreit wurde, 48 Prozent
meinten, dass Österreich den Krieg mitverloren
hätte; 34 Prozent sahen Österreich als erstes
Opfer Hitlerdeutschlands, 39 Prozent bezeich-
neten Österreich als NS-Mittäter, und ein Drit-
tel gab darauf keine Antwort. Eine Längsschnitt-
analyse zeigt, dass zwischen 1987 und 1991 der
Anteil jener, die Österreichs Mittäterschaft be-
jahten, eklatant von 14 auf 39 Prozent angestie-
gen ist (Journal für Sozialforschung 1992, 102–
104) und 2000 bereits bei 70 Prozent liegt 4.
Im kollektiven Bewusstsein existierte kein
einheitliches Bild über die Zuordnung Öster-
reichs als Opfer- bzw. (Mit-) Tätergesellschaft.
In der Transformationsphase von einer kommu-
nikativen, d.h. gelebten und in ZeitzeugInnen
verkörperten Erinnerung, zu einer kulturellen,
d.h. institutionell geformten und gestützten Er-
innerung (Assmann 1997) war der jahrzehnte-
lang zur „Staatsdoktrin“ verfestigte Konsens
über die institutionelle Nicht-Verantwortung
Österreichs für die NS-Zeit erodiert und hatte
eine mehrfach „gespaltene Erinnerung“
(Domansky 1992) zur Folge. In den 1990er Jah-
ren befand sich Österreich hinsichtlich des Na-
tionalsozialismus in einem „kollektiv nicht ge-
regelten Zustand“ (Ziegler/Kannonier-Finster
1993, 38). Affirmative Geschichtsinterpre-
tationen existierten parallel zu kritischen, die
Opferthese wurde ebenso vertreten wie die
„Mittäterthese“, ohne dass eine davon ein Mo-
nopol auf nationale Identitätsstiftung für sich
beanspruchen konnte. Mit der Implementierung
der österreichischen Mitverantwortung und
Mittäterschaft in die Erinnerungskultur wurde
ein Gedächtnisraum geöffnet, der seit Kriegs-
ende aus der reflexiven Erinnerung abgespal-
ten war. Damit waren auch in Österreich die
Voraussetzungen für eine kontroversielle Dis-
kussion um den Mythos von der „sauberen“
Wehrmacht geschaffen.
3. Das Geschichtsbild von der Wehrmacht
in Österreich
Der Nürnberger Gerichtshof der Alliierten
verurteilte 1946 zwei Dutzend führende Wehr-
machtsoffiziere wegen Kriegsverbrechen zum
Tode oder zu langjährigen Gefängnisstrafen; in
den Nürnberger Nachfolgeprozessen und in Pro-
zessen vor den nationalen Gerichten der Alli-
ierten wurden Hunderte Militärs – unter ihnen
auch Österreicher – wegen Kriegsverbrechen
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit schul-
dig gesprochen (Ueberschär 1999). Anfang der
1950er Jahre erklärte die BRD – vor dem Hin-
tergrund des Kalten Krieges – die Begnadigung
und Freilassung der verurteilten deutschen
Wehrmachtsangehörigen durch die West-
alliierten zur conditio sine qua non für die West-
integration und die NATO-Mitgliedschaft. Die
daraufhin erfolgten Begnadigungswellen trugen
„maßgeblich dazu bei, daß der fundamentale
Unrechtscharakter des NS-Regimes und seines
Angriffskrieges ausgeblendet werden konnte.
(...) Den ehemaligen Soldaten mußte, um den
Preis der historischen Wahrheit, die Möglich-
keit erhalten werden, in ihrem oft opferreichen
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Kriegseinsatz einen Sinn zu erkennen“ (Frei
1996, 22). Im Kampf um die Erinnerung hatte
die Wehrmacht gesiegt: „Der größte Sieg der
deutschen Armee wurde auf dem Feld der Poli-
tik errungen, denn hier gelang es (...) aus dieser
mörderischsten Militäraktion der deutschen
Geschichte so gut wie unangefochten zurück-
zukehren“ (Bartov 1991a, 183). Im Kontext der
Westintegration der BRD wurde „die Fama vom
‚unbefleckten Schild‘ der Wehrmacht und von
dem von ihr (...) geführten ‚normalen Krieg‘ in
einer Weise genährt, die ihre geschichts-
wissenschaftliche Widerlegung bis in die acht-
ziger Jahre hinein äußerst schwierig machte“
(Frei 1996, 305).
Im politischen Windschatten der BRD kam
es auch in Österreich zu einer spezifischen
Legendenbildung über die Wehrmacht. Der
Anlass dafür war die Frage, wie es gelingen
sollte, die mehr als eine Million ehemals „ost-
märkischer“ Wehrmachtssoldaten in den
österreichischen Staat zu integrieren und ihre
Erinnerungen an den Krieg für die öster-
reichische Nationsbildung fruchtbar zu machen.
Die Integration des Wehrmachtskollektivs in die
politische Kultur Österreichs erfolgte über den
kultischen Ort der Kriegerdenkmäler (Gärtner/
Rosenberger 1991). In der ritualisierten Form
des Gefallenengedenkens wurde zwischen dem
österreichischen Wehrmachtskollektiv und den
gesellschaftlichen und politischen Eliten der
Zweiten Republik ein vergangenheitspolitisches
Kommunikationsbündnis geschmiedet. Uhl
fasst dieses agreement treffend zusammen: „Die
Ehrenerklärungen führender Repräsentanten des
öffentlichen Lebens waren aber kein einseiti-
ges Entgegenkommen und sind auch nicht nur
aus wahltaktischen Gründen erklärbar. Vielmehr
war auf dieser Ebene eines der zentralen
Integrationsangebote der Zweiten Republik an-
gesiedelt: Vertreter der Parteien, der Behörden
und der Kirchen würdigten die Pflichterfüllung
für das Vaterland als überzeitliche staatsbürger-
liche Tugend, ungeachtet des Regierungs-
systems, und vermittelten damit den ehemali-
gen Wehrmachtssoldaten das Gefühl, in vollem
Umfang rehabilitiert zu sein, ohne sich von ih-
rer Vergangenheit gänzlich distanzieren zu müs-
sen. Gewissermaßen als symbolische Gegenleis-
tung versicherten die Vertreter der Kamerad-
schaftsverbände, nun mit ebensolcher Treue der
Republik Österreich zu dienen“ (Uhl 1994, 149).
Mit der Errichtung von Kriegerdenkmälern
war nicht nur symbolisch die „Ehre der Gefal-
lenen“ wiederhergestellt; vielmehr dienen die-
se Gedächtnisorte zur Identitätsstiftung für die
Überlebenden, die hier eine kollektive Absolu-
tion erfahren und zu „Heimatverteidigern“ und
schuldlosen Helden mutieren. Die Kriegerdenk-
mäler wurden zu jenem kultischen Ort, an dem
die symbolische Transformation vom großdeut-
schen Krieger zum österreichischen Opfer er-
folgt. Am Kriegerdenkmal wird das
österreichische Wehrmachtskollektiv als Mit-
glied in die nationale Opfergemeinschaft auf-
genommen. Als Teil der nationalen Opfer-
gemeinschaft waren die Wehrmachtsan-
gehörigen von jeder Frage nach individueller
Verantwortung und Schuld befreit. Aus der Per-
spektive der Opfer blieb die Realität der akti-
ven Teilnahme an diesem Krieg und die Erin-
nerung an die rassenideologisch definierten
Kriegsziele und die verbrecherische Kriegs-
praxis aus der politischen Kultur ausgeschlos-
sen. Beispielhaft dafür ist die Darstellung der
Wehrmacht in Schulbüchern, die „noch immer
vom Mythos der ‚sauberen Wehrmacht‘, den
‚Heroen in Stalingrad‘ oder der ‚Heimat-
verteidigung‘ geprägt“ ist (Loitfellner 2000, 29).
Aus vergangenheitspolitischer Sicht symptoma-
tisch, wurde etwa die Errichtung eines
„Stalingrad-Denkmals“ in Wolgograd zur Er-
innerung an die Opfer dieser Schlacht – mit Aus-
nahme der Grünen und von einigen kritischen
Intellektuellen – von nahezu allen politischen
und gesellschaftlich relevanten Eliten in Öster-
reich unterstützt (Huemer/Manoschek 1996).
Noch Mitte der 1990er Jahre bestand über die-
ses Geschichtsbild breiter Konsens unter den
politischen und gesellschaftlichen Eliten.
4. Kollektive Einstellungsmuster
österreichischer Wehrmachtssoldaten zum
Kriegseinsatz und zum Nationalsozialismus
In der österreichischen Gedächtniskultur wur-
de ehemaligen Wehrmachtssoldaten kein Platz
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für ihre Erinnerungssegmente an den Krieg ein-
geräumt, die vom staatsoffiziell vorgegebenen
Rahmen abgewichen und als Gegenerinnerung
im öffentlichen Raum präsent gewesen wären.
Auf institutioneller Ebene verfügten die
Veteranenorganisationen – allen voran der
Österreichische Kameradschaftsbund (ÖKB)
mit seinen etwa 250.000 Mitgliedern – das
Deutungsmonopol über die Kriegsver-
gangenheit (Embacher 1999, 96–132). Als sein
wichtigstes Ziel definierte der ÖKB von Beginn
seiner Tätigkeit an die „positive Imagebildung
über den Soldaten des Zweiten Weltkrieges“ (zit.
nach Uhl 1996, 152). Auch in Interviews mit
ehemaligen Wehrmachtssoldaten blieben deren
Erfahrungen, Traumata, ihre ideologischen und
politischen Haltungen während des Krieges,
wenn sie den Erzählperspektiven des schuldlo-
sen unpolitischen Opfers widersprachen, weit-
gehend ausgeklammert (Hornung 1996).
Erst eine repräsentative und bis heute unver-
öffentlichte Fragebogenuntersuchung mit
österreichischen Wehrmachtssoldaten, die u.a.
die Analyse ihre politischen Einstellungen und
Motivationen während der Kriegszeit zum Ge-
genstand hatte, verdeutlicht, dass auf individu-
eller Ebene eine andere, von den institutionell
vorgegebenen Mustern divergierende Erinne-
rung an die Wehrmacht existiert. Die Untersu-
chung brachte Ergebnisse, die erheblich vom
hegemonialen Geschichtsbild der unpolitischen,
ihrer österreichischen Heimat verpflichteten
oder dem Nationalsozialismus negativ gegenü-
berstehenden österreichischen Wehrmachts-
soldaten abweicht (Schwarz u.a. 1993) 5. So
hatten sich nicht – wie der Österreichische
Kameradschaftsbund behauptet (Ardelt u.a.
1997, 112) – 2 Prozent, sondern mehr als ein
Viertel der Befragten freiwillig zur Wehrmacht
gemeldet (Tabelle 1). Eine absolute Mehrheit
(58,6 Prozent) bejahte die Frage, ob sie „per-
sönlich für Deutschland als ihr Vaterland“ ge-
kämpft hätte (Tabelle 2). Die Regressions-
analyse (Tabelle 3) zeigt, dass der persönliche
Kampf für Deutschland als Vaterland mit einem
ideologischen, politischen und soldatischen
Motivenbündel eng verknüpft ist, welches die
positive Einstellung zum Nationalsozialismus
und zu seinen Zielen misst. Die höchste Korre-
lation besteht bei jenen, die angaben, aus politi-
scher Überzeugung oder aus politischer Gläu-
bigkeit Soldat gewesen zu sein (ß-Werte: 0,55);
auch jene, die den 2. Weltkrieg als Notwendig-
keit ansahen (ß-Wert: 0,23) und ihn wegen der
„Existenzbedrohung des deutschen Volkes“ be-
fürworteten (ß-Wert: 0,19) korrelieren signifi-
kant positiv. Zudem besteht ein hoher Zusam-
menhang mit dem soldatischen Grundsatz, den
„Kampf für Großdeutschland“ geführt zu ha-
ben (ß-Wert: 0,22). Die Resultate weisen dar-
auf hin, dass jene 58,6 Prozent der Befragten,
die angaben, aus persönlichen Gründen einen
„Kampf für Deutschland als Vaterland“ geführt
zu haben, sich mit den ideologischen, politi-
schen und militärischen Zielen des Nationalso-
zialismus weitgehend identifizierten. Es ist die
Gruppe, die sich selbst nicht als Opfer des Na-
tionalsozialismus sieht. Zumindest für die
Kriegszeit deklarieren sie sich als Befürworter
und Unterstützer des NS-Regimes.
Tabelle 1: Freiwilliger Beitritt zur Wehrmacht
Bezeichnung Anzahl Prozent Prozent Summe
Befragte Antwort Prozent
Nein 812 72,6 73,3 73,3
Ja 296 26,5 26,7 100,0
Keine Antwort 11 1,0
GESAMT 1119 100,0 100,0
Quelle: Schwarz u.a. 1993, Band 2: Univariate Daten-
analyse, Tabellenband, n=1119.
Tabelle 2: Persönlicher Kampf für Deutschland als
Vaterland
Bezeichnung Anzahl Prozent Prozent Summe
Befragte Antwort Prozent
Ja 656 58,6 60,1 60,1
Nein 268 23,9 24,6 84,7
Weiß nicht 167 14,9 15,3 100,0
Keine Antwort 28 2,5
GESAMT 1119 100,0 100,0




Die Befragten teilen in der überwiegenden
Mehrzahl keineswegs die Legende von der un-
politischen und ideologiefreien Wehrmacht. Als
die wichtigsten Kriegsziele der Wehrmacht
nannten sie den „Kampf um Lebensraum“, den
„Kampf gegen den Bolschewismus“, die Errin-
gung der „Vorherrschaft in Europa“ und den
„Kampf gegen das Weltjudentum“ (Tabelle 4).
Aus Sicht der ehemaligen Soldaten diente die
Wehrmacht auch der Umsetzung genuin natio-
nalsozialistischer Ziele.
Fasst man die Ergebnisse zusammen, so ist
die Diskrepanz zwischen der österreichischen
Mythenbildung über die Wehrmacht bzw. über
ihre österreichischen Angehörigen und den
Angaben der befragten Wehrmachtssoldaten
eklatant. Das Bekenntnis zu Deutschland als
Vaterland und die großdeutsch-patriotische
Überzeugung als Kampfmotiv österreichischer
Wehrmachtssoldaten stellen die nach 1945 kon-
struierten österreich-patriotischen Interpretati-
onen fundamental in Frage. Ebenso wenig be-
legen die Daten eine mehrheitlich unpolitische
oder antinazistische Einstellung der Soldaten.
Die Resultate der Untersuchung machen eine
Ursache für die Tabuisierung des Themas Wehr-
macht verständlich. Zu antagonistisch sind die
Widersprüche zwischen den subjektiven Erin-
nerungen der Soldaten und den Geschichtsbil-
dern der institutionalisierten Gedächtnisträger.
Tabelle 3: Persönlicher Kampf für Deutschland als Vaterland
Variable
Label BETA
Polit. Einstellung als Soldat: Überzeugung b = .55
Polit. Einstellung als Soldat: Gläubigkeit b = .55
Polit. Einstellung als Soldat: Unwissenheit b = .29
WK II eine Notwendigkeit b = .23
Polit. Ziele als Wehrmachtssoldat:
plus = Keine Ziele; minus = Ziele b = -.23
Soldatischer Grundsatz: Kampf für Großdeutschland b = .22
Persönlicher Kampfgrund: Überleben / Heimkehr b = -.20
WK II-Notwendigkeit: Existenzbedrohung des deutschen Volkes b = .19
Soldatischer Grundsatz: Deutsche Soldatenehre b = .17
Soldatischer Grundsatz: Treueste Pflichterfüllung b = .16
Quelle: Schwarz u.a. 1993, Band 5: Multiple Regression.
Tabelle 4:
Was waren damals die wichtigsten Ziele der Deutschen Wehrmacht?
(Bitte nur die vier wichtigsten ankreuzen)
Mehr Lebensraum 877 (78,4%) ja, 239 (21,4%) nein
Rassenreinheit 406 (36,3%) ja, 710 (63,3%) nein
Kampf dem Weltjudentum 465 (41,6%) ja, 651 (58,2%) nein
Kampf dem Bolschewismus 695 (62,1%) ja, 420 (37,5%) nein
Vorherrschaft in Europa 548 (49,0%) ja, 568 (50,8%) nein
Mehr Erdöl und Getreide 379 (33,9%) ja, 737 (65,9%) nein
Für neue Kolonien 198 (17,7%) ja, 917 (81,9%) nein
Für die Weltherrschaft 204 (18,2%) ja, 911 (81,4%) nein
Quelle: Schwarz u.a. 1993, Endbericht, 39.
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Erst im geschützten Bereich der Anonymität
werden Haltungen, Meinungen und Einstellun-
gen zum Komplex Wehrmacht formuliert, die
im öffentlichen Raum mit Tabus belegt sind und
gesellschaftlich negativ sanktioniert werden. Die
Wehrmachtsausstellung knüpfte indirekt an die
gesellschaftlich tabuisierten subjektiven Erin-
nerungen, an ideologische Einstellungen und
nationalsozialistische Dispositionen der Solda-
ten an und erweiterte das Erinnerungsfeld um
den Komplex intentional verübter Wehrmachts-
verbrechen.
5. Die Wehrmachtsausstellung in Österreich
Als die Wehrmachtsausstellung ab Herbst
1995 in Österreich gezeigt wurde, hatte die
Opferthese bereits begonnen, ihre normative
Kraft einzubüßen. Die Diversifizierung der
Geschichtsbilder über den Nationalsozialismus
war eingeleitet, das Thema Wehrmacht und de-
ren Involvierung in den nationalsozialistischen
Vernichtungskrieg war allerdings von der
Dekonstruktion des Opfermythos noch nicht
erfasst. Wissenschaftliche Arbeiten, die etwa die
nationalsozialistische Indoktrination der Wehr-
macht nachwiesen (z.B. Messerschmidt 1969),
die Kooperation der Wehrmacht mit Hitler bei
der Entfesselung des Zweiten Weltkrieges ana-
lysierten (z.B. Deist 1979) oder die Beteiligung
der Wehrmacht an der Judenvernichtung behan-
delten (z.B. Manoschek 1995), hatten das vor-
herrschende Bild über die Wehrmacht in der
öffentlichen Meinung nicht nachhaltig beein-
flusst. Versteht man unter politischer Kultur den
„Wissensvorrat einer Gesellschaft, aus welchem
sich die Akteure mit Interpretationen versorgen“
(Habermas 1992, 96), so war dieses Wissen über
die Wehrmacht nur isoliert im Wissenschafts-
bereich als Gegenerinnerung zum hegemonia-
len Geschichtsbild vorhanden. Durch die Aus-
stellung wurde eine breite Öffentlichkeit mit
dieser Gegenerinnerung konfrontiert. Mit der
Ausstellung war die NS-Vergangenheit „wieder
zur Gegenwart geworden, und zwar in einem
Maße, wie es die historische Forschung seit den
sechziger Jahren nicht einmal ansatzweise ver-
mocht hatte“ (Förster 1999, 948).
Die Inhalte und der methodische Aufbau der
Ausstellung enthielten mehrere Aspekte, die
Anlässe für vergangenheitspolitische Konflikte
in sich bargen.
– Die Ausstellung differenzierte nicht nach na-
tionaler Zugehörigkeit der Wehrmachtsan-
gehörigen. Sie umfasste das großdeutsche
Wehrmachtskollektiv, welches sich im We-
sentlichen aus „Reichsdeutschen“ und „Ost-
märkern“ zusammensetzte. Eine Externalisie-
rung Österreichs aus diesem Bereich der NS-
Vergangenheit war damit strukturell nicht
möglich.
– Die Wehrmacht war eine heterogene männli-
che Massengesellschaft von über 17 Millio-
nen Soldaten. Verbrechen der Wehrmacht
bedeuten somit, dass nationalsozialistische
Verbrechen nicht nur von ideologisch hoch-
motivierten gesellschaftlichen Randgruppen
ausgeführt wurden, sondern auch von der ge-
sellschaftlichen Mitte begangen wurden. Ver-
brechen der Wehrmacht sind „von der For-
mulierung her potentielle Verbrechen des Je-
dermann, Verbrechen von jedermanns Mann,
Vater, Bruder, Onkel, Großvater“ (Reemtsma
1997, 56).
– Die Wehrmacht war ein integraler Teil des
politischen Systems des Nationalsozialismus.
Als soziale Organisation war sie keine Armee
von Berufssoldaten, sondern setzte sich aus
wehrpflichtigen Zivilisten zusammen und re-
flektierte damit auch die Normen und Werte
der nationalsozialistischen Zivilgesellschaft.
Die Wehrmacht war die größte Schnittstelle
von Regime und großdeutscher Volksgemein-
schaft: „The Wehrmacht was the army of the
people, and the willing tool of the regime“
(Bartov 1991b, 10). Die Ergebnisse der oben
skizzierten Umfrage mit ehemaligen öster-
reichischen Wehrmachtsangehörigen unter-
mauern dieses theoretische Postulat auf em-
pirischer Ebene überzeugend.
– Verbrechen der Wehrmacht sind nicht nur ein
Thema der Militärgeschichte, sondern viel-
mehr auch ein Thema einer Gesellschafts-
geschichte des Nationalsozialismus. Die ge-
sellschaftliche Dimension von NS-Verbre-
chen, die von Mitgliedern einer Massenorga-
nisation begangen wurden, macht sie zu ei-
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nem sensiblen Thema der Vergangenheits-
bewältigung und zum Objekt von Vergan-
genheitspolitik.
– Verbrechen als Teil der Gesellschafts-
geschichte treffen nicht nur den Nerv einer
Gesellschaft. Verbrechen der Wehrmacht rü-
cken die Verantwortung und Entscheidungs-
freiheit des Individuums im Nationalsozialis-
mus in das Blickfeld und erzwingen damit
geradezu eine persönliche Stellungnahme von
jedem einzelnen Wehrmachtssoldaten. Die
biographische Dimension des Themas er-
streckte sich auch auf die „Familiarisierung
des Schuldproblems“ (Schneider 1998, 37)
und war Auslöser für intergenerationelle Ge-
spräche innerhalb der Familien.
– Die Ausstellung beleuchtete u.a. die aktive
Rolle der Wehrmacht bei der Judenver-
nichtung. Dadurch werden aus Kriegsverbre-
chen nationalsozialistische Verbrechen, wird
die Wehrmacht von einer Militärorganisation
zum Instrument und zum Akteur nationalso-
zialistischer Vernichtungspolitik. Nicht nur
die strikte Trennung von NS-Regime und
Wehrmacht, sondern auch die Trennung von
Wehrmacht und Holocaust wird damit aufge-
hoben. Die Ausstellung widerlegt somit nicht
nur das Konstrukt der kategorischen Trennung
von verbrecherischem Regime und „sauberer“
Wehrmacht, sondern rückt zudem die Wehr-
macht in den Focus nationalsozialistischer
Vernichtungspolitik. Sie stellte damit ein
Stück Nachkriegskonsens in Frage, der im
Interesse von Integration die Realitäten des
Vernichtungskrieges ausgeblendet hatte.
6. Die Reaktionen der politischen Parteien
und zivilgesellschaftlicher Gruppen
Wie bei keiner anderen historischen Periode
sind die vergangenheitspolitischen Debatten
über den Nationalsozialismus auf die Schuld-
frage fixiert und daher von besonderer politi-
scher Bedeutung. Konflikte um die NS-Vergan-
genheit beziehen ihren paradigmatischen Cha-
rakter aus der Tatsache, dass Österreich ge-
schichtlich mit dem Nationalsozialismus ver-
bunden ist und in Abgrenzung zu ihm entstan-
den ist. Nachdem die auf konkordanzdemo-
kratischer Basis entstandene Selbstdarstellung
als ausschließlich erstes Opfer der NS-Expan-
sionspolitik erodiert war und einer pluralisti-
schen Sichtweise von miteinander konkurrieren-
den Geschichtsbildern über die NS-Vergangen-
heit Platz gemacht hatte, bestanden innerhalb
des Parteiensystems unterschiedliche, wenn
auch nicht immer ausdifferenzierte
Geschichtsauffassungen über Österreichs Rol-
le im Nationalsozialismus. Mit der Wehrmachts-
ausstellung existierte ein Objekt, an dem sich
die vergangenheitspolitischen Standpunkte der
Parteien konkretisieren konnten. Die
Medialisierung und die polarisierende öffentli-
che Rezeption der Ausstellung führten dazu,
dass sich die Parteien und andere gesellschaft-
liche Akteure politisch positionierten und sich
im Sinne des agenda-settings zu profilieren ver-
suchten.
Ohne auf die politischen Konfrontationen an
den sechs Ausstellungsorten im einzelnen ein-
gehen zu können (für Wien und Klagenfurt sie-
he Manoschek 1996a und b, für Linz siehe
Kannonier/Kepplinger 1997, für Graz siehe
Brunnbauer 1999, für Salzburg siehe Embacher
u.a. 1999, aus vergleichender Perspektive siehe
Gaisbauer 2001 und Mostbauer 2001), soll ver-
sucht werden, die Reaktionen der Parteien zu
analysieren und zu untersuchen, ob die Ausstel-
lung zu neuen cleavages in der Vergangenheits-
politik geführt hat.
6.1. Die FPÖ
Die FPÖ hatte als erste Partei auf die Aus-
stellung öffentlich reagiert. Monate bevor sie
in Österreich gezeigt wurde, hatte Parteiobmann
Haider in seiner Grundsatzrede zur 50-jährigen
Republiksfeier im April 1995 darauf Bezug ge-
nommen (Haider 1996a, 23) und die FPÖ zur
alleinigen politischen Vertreterin der „Soldaten-
generation“ und zur Bewahrerin und
Beschützerin ihrer kollektiven Erinnerung er-
klärt. Die Rede war eine verbale Kampfansage
an jene, die den hegemonialen Diskurs von der
„sauberen“ Wehrmacht und von den heldenhaf-
ten Wehrmachtssoldaten in Frage stellen. In sei-
ner berüchtigten Rede vor Waffen-SS-Vetera-
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nen in Krumpendorf vom September 1995 kri-
tisierte Haider die finanzielle „Unterstützung
von seiten der öffentlichen Hand“ für eine Aus-
stellung, in der „plötzlich die Wehrmacht oder
die Teilnehmer und Angehörigen der Deutschen
Wehrmacht als Verbrecherbande dargestellt
werden“ (Czernin 2000, 46). „Kommunistischer
Blick“, „geistige Umerziehung“, Missachtung
von „Heimat und Tradition“ 6 und „primitiver
Antifaschismus“ 7 waren die Termini, mit de-
nen Haider die Ausstellung in Folge titulierte.
Wie knapp die indirekte Relativierung des
Nationalsozialismus und die „Auschwitz-Lüge“
zusammenliegen können, wurde beim FPÖ-
Nationalratsabgeordneten John Gudenus deut-
lich. Bei einer Diskussionsveranstaltung im
Rahmen des Begleitprogramms zur Ausstellung
in Wien beantwortete Gudenus die Frage nach
der Existenz von Gaskammern: „Gaskammern?
Ich halte mich da raus! Ich glaube alles, was
dogmatisch vorgeschrieben ist“ 8. Haider ver-
anlasste darauf den Rücktritt von Gudenus als
Nationalratsabgeordneter; zwischenzeitlich ist
Gudenus als FPÖ-Bundesrat wieder ins Parla-
ment zurückgekehrt.
Der Anspruch der FPÖ als monopolistische
Verteidigerin des Geschichtsbilds von der „sau-
beren“ Wehrmacht erhielt in der Folge durch
die ÖVP massive Konkurrenz. Die Gegnerschaft
zur Ausstellung – und den damit verbundenen
Kampf um WählerInnenpotentiale – musste sich
die FPÖ bald mit der ÖVP teilen. Für die FPÖ
wurde es dadurch schwieriger, sich in der Dis-
kussion eigenständig zu profilieren. Das provo-
kante Angebot von FPÖ-Landesrat Robert
Thaller, in Salzburg die Eröffnungsrede zu hal-
ten, um „gegen eine Instrumentalisierung der
dort gezeigten Fotos im Sinne einer einseitigen
und subjektiven Pauschalverurteilung einer gan-
zen Generation“ 9 zu sprechen, „zeugt von dem
vergeblichen Bemühen der Freiheitlichen, in
dieser Kontroverse eine relevante Akteurs-
position einzunehmen“ (Sandner 1999, 49).
Für die FPÖ war die Ausstellung ein Mittel,
um ihre vergangenheitspolitische Linie der in-
direkten Relativierung des Nationalsozialismus
in Form der „Verteidigung der Kriegs-
generation“ zu akzentuieren. In der Kombinati-
on der beiden traditionellen inhaltlich-ideolo-
gischen FPÖ-Fixpunkte „Verschwendung von
Steuergeldern“ und „Verteidigung der Kriegs-
generation“ (Plasser/Ulram 2000, 227) betrieb
die FPÖ von Beginn an ein agenda-setting, das
massiv von der „Kronen Zeitung“ unterstützt
wurde.
6.2. Die ÖVP
Die ÖVP hatte sich an den ersten Aus-
stellungsorten in Wien und Innsbruck im Herbst
1995 öffentlich nicht geäußert. Durch das An-
suchen der örtlichen Veranstalter um Sub-
ventionierung der Ausstellung durch die jewei-
ligen Städte bzw. Länder und die Diskussionen
um die Übernahme des Ehrenschutzes an den
folgenden Ausstellungsorten wurde die Ausstel-
lung zu einem Politikum. In Linz hatte der zu-
ständige ÖVP-Kulturstadtrat Dyk einen Antrag
auf Förderung der Ausstellung eingebracht, aber
dann auf Druck seiner eigenen Fraktions-
kollegen von der Tagesordnung abgesetzt; ein
neuerlicher Antrag wurde vom Stadtsenat mit
den Stimmen von ÖVP und FPÖ abgelehnt 10.
Auf Landesebene hatte ÖVP-Landeshauptmann
Pühringer in seiner Funktion als Kulturreferent
erklärt, einer Subventionierung in der Höhe von
öS 120.000,- nur nach einem einstimmigen Be-
schluss der Landesregierung zuzustimmen.
Nachdem FPÖ-Landesrat Achatz vor den
Delegierten des oberösterreichischen Kamerad-
schaftsbundes betont hatte, dass die FPÖ einer
finanziellen Förderung nicht zustimmen wer-
de11, lehnte Pühringer eine Subventionierung
ebenfalls ab, um keine „parteipolitischen Dis-
kussionen heraufzubeschwören“ 12. Die kon-
senspolitische Begründung seiner Entscheidung
verdeckte, dass dieser Entschluss nicht unwe-
sentlich von der Sorge um die Wählerstimmen
der Veteranenverbände bestimmt war.
In Kärnten vertraten ÖVP und FPÖ idente
vergangenheitspolitische Positionen. ÖVP-
Landeshauptmann Zernatto lehnte die Einla-
dung zur Übernahme des Ehrenschutzes für die
Ausstellung mit der Begründung ab: „Kärnten
(sei) nicht soweit, daß man sich so etwas poli-
tisch leisten könnte“ 13. Der geschäftsführende
FPÖ-Landesparteiobmann Herbert Haupt zeig-
te sich „erfreut, daß sich Zernatto der Position
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der Freiheitlichen angeschlossen“ habe 14. Auch
in Graz lehnte die ÖVP die Ausstellung ab: die
ÖVP-Landeshauptmann Klasnic, weil die Aus-
stellung „keinen Dialog bietet, sondern nur neue
Gräben aufreißt“ und ihr nur „Ausstellungen,
die eigentlich Menschen begeistern und Freude
bereiten und in die man gerne geht, sehr recht
sind“ 15. Der Grazer ÖVP-Kulturstadtrat, Hel-
mut Strobl, erklärte, weder städtische Aus-
stellungsräumlichkeiten noch finanzielle Mittel
zur Verfügung zu stellen 16; die Ausstellung sei
„verzichtbar“, da sie „nicht um Dialog bemüht“
wäre 17. Eine aktionistische Haltung vertrat hin-
gegen der von prominenten Ex-Politikern der
ÖVP geführte steirische Kameradschaftsbund:
Aus Protest gegen die Ausstellung legte der
Kameradschaftsbund zum Zeitpunkt der Aus-
stellungseröffnung an allen Soldatenfriedhöfen
und Kriegerdenkmälern Kränze nieder 18. In
Graz hatte die ÖVP „in Sorge um den rechten
Rand ihrer Klientel die äußeren Grenzen der
unverdächtigen Distanzierung ausgelotet“ 19.
Die von der ÖVP in Graz verfolgte Ver-
hinderungsstrategie wurde in Salzburg mit ei-
ner offensiven Gegenstrategie auf Landes- und
auf kommunaler Ebene verknüpft. Den Antrag
der „Salzburger Bürgerliste“ auf Subventio-
nierung der Ausstellung lehnte der Schul- und
Kulturausschuss des Salzburger Landtages mit
einer ÖVP-FPÖ-Mehrheit ab (Sandner 1999,
37); ein Subventionsansuchen an die Stadt Salz-
burg wurde von ÖVP-Bürgermeister Dechant
dem Gemeinderat gleich gar nicht zur Behand-
lung vorgelegt (Marchner 1999, 60). Die Hal-
tung der Salzburger ÖVP manifestierte sich
nicht nur in ihrer ablehnenden Einstellung ge-
genüber der Ausstellung, sondern führte zu ei-
nem offenen vergangenheitspolitischen Bünd-
nis mit dem Kameradschaftsbund und der FPÖ.
Für einen vom Salzburger Kameradschaftsbund
zeitgleich als Gegenveranstaltung initiierten
Bilderzyklus des ehemaligen Angehörigen der
Waffen-SS-Division „Leibstandarte Adolf
Hitler“, Walther Groß, über dessen Kriegsge-
fangenschaft in der Sowjetunion stellten ÖVP-
Bürgermeister Dechant und FPÖ-Stadtrat
Mitterdorfer das alte Rathaus kostenlos zur Ver-
fügung und übernahmen den Ehrenschutz über
die Veranstaltung, während ÖVP-Landtags-
präsident Schreiner die Eröffnungsrede hielt
(Marchner 1999, 61f.). Die vergangenheits-
politische Gegenoffensive von ÖVP und FPÖ
fand ihren symbolischen Ausdruck in der Ver-
leihung des Landeswappens an den Salzburger
Kameradschaftsbund durch Landeshauptmann
Schausberger für dessen „unermüdliches Enga-
gement über Jahrzehnte für Grundwerte wie
Kameradschaft, Frieden, Lebensfreundschaft,
Heimatliebe und Tradition“ (zit. nach Embacher
1999, 123).
Nachdem die ÖVP zu Beginn eine distanzierte
Haltung gegenüber der Ausstellung eingenom-
men hatte, positionierte sie sich in der Folge
immer offensiver als entschiedene Gegnerin. Die
politische Desavouierung des Linzer ÖVP-
Kulturstadtrats Dyk durch die eigene Fraktion
war ein Signal, dass die ÖVP eine Parteilinie
entwickelt hatte und oppositionelle Standpunk-
te nicht zugelassen waren 20. Mit dieser Entschei-
dung geriet die ÖVP in Konkurrenz zur FPÖ
um die Meinungsführerschaft in der
„Ablehnungsfront“ gegen die Ausstellung. Hatte
Landeshauptmann Schausberger im zeitlichen
Vorfeld der Ausstellung noch erklärt, dass er in
der Diskussion um die Ausstellung „keineswegs
auf den ‚rechten Rand‘ oder ‚Haiders Gefolg-
schaft‘ abziele“ 21, so übernahm er in Folge die
FPÖ-Argumentation vom „Schutz der Soldaten-
generation“ und dehnte sie zudem auf deren
Nachfahren aus: „Ich werde mich schützend vor
all diejenigen stellen, deren Väter und Großvä-
ter Soldaten der Wehrmacht waren“ 22. Die von
der ÖVP initiierte und gemeinsam mit der FPÖ
und dem Kameradschaftsbund politisch und fi-
nanziell unterstützte „Gegenausstellung“ eines
ehemaligen Waffen-SS-Angehörigen in Salz-
burg zeigte, dass die ÖVP keine prinzipiellen
vergangenheitspolitischen Differenzen zu den
Positionen der FPÖ aufwies.
6.3. Die SPÖ
Mit der Übernahme des Ehrenschutzes über
die Ausstellung in Klagenfurt im Sommer 1996
durch den Kärntner SPÖ-Landesparteiobmann
Michael Ausserwinkler bezog erstmals ein SPÖ-
Politiker eine klare politische Position. Ausser-
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winkler begründete seinen Entschluss: „Erstens
ist es die Aufgabe der Wissenschaft, ihre The-
men nicht nur hinter verschlossenen Uni-
versitätstüren zu diskutieren, sondern die Öf-
fentlichkeit mit einzubeziehen. Zweitens hat das
Image Kärntens durch die Ulrichsbergfeiern und
vor allem durch Jörg Haiders Krumpendorfer
Rede sehr gelitten. (...) Und drittens hat mir
Christof Zernattos Argument (...) ‚Kärnten ist
noch nicht so weit‘, gezeigt, daß man als ver-
antwortungsvoller Politiker die politische Land-
schaft nicht nur passiv beobachten darf“ 23. Nicht
die Ausstellung schade Kärnten, sondern „das
von Haider international erzeugte, unakzeptable
Bild Kärntens als Reservat ehemaliger Kriegs-
verbrecher“ 24.
Für Ausserwinkler lag die gesellschaftliche
Funktion der Unterstützung der Ausstellung in
der symbolischen Implementierung einer
Gegengeschichte zu den hegemonialen Ge-
schichtsbildern über die NS-Zeit in Kärnten.
Damit wurden die politisch-kulturellen Bruch-
linien zwischen den Parteien deutlich. Dass die-
ser emanzipatorische Schritt hin zu einer kriti-
schen Auseinandersetzung mit der NS-Vergan-
genheit nicht nur zwischen den Parteien, son-
dern auch innerhalb der SPÖ zu Konflikten führ-
te, signalisierte der ehemalige Kärntner SPÖ-
Landeshauptmannstellvertreter Rudolf Gallob,
der sich in seiner Rede beim Ulrichsbergtreffen
von Ausserwinkler scharf distanzierte und die
Wehrmachtsausstellung als die „größte
Beleidigungsaktion der Altsoldaten“ 25 bezeich-
nete. Die Salzburger SPÖ-Klubchefin Gabriele
Burgstaller wertete Gallobs Aussage als Zeichen
dafür, dass „Vergangenheitsbewältigung auch
innerhalb der SPÖ noch lange nicht konsequent
genug betrieben worden ist“ 26.
Am nächsten Ausstellungsort Linz verfolgte
die SPÖ eine nahezu perfekte konsenspolitische
Strategie. Drei Tage nachdem die SPÖ bei den
Wahlen zum Europäischen Parlament am 13.
Oktober 1996 auch in Oberösterreich eine
schwere Niederlage erlitten hatte, stimmte sie
im Stadtsenat gemeinsam mit ÖVP und FPÖ für
die Absetzung eines Subventionsantrags durch
den ÖVP-Kulturstadtrat Dyk in der Höhe von
öS 120.000,-. Im November 1996 stellten die
Bürgerliste „Mensch und Natur“ und die Grü-
nen im Gemeinderat einen weiteren Antrag auf
finanzielle Unterstützung der Ausstellung in der
Höhe von öS 120.000,-. Der Antrag wurde auch
mit den Stimmen der SPÖ – gegen die Stim-
men von ÖVP und FPÖ – dem Stadtsenat zur
Entscheidung zugewiesen; im Stadtsenat stimm-
ten die fünf Vertreter der SPÖ für, die drei Man-
datare der ÖVP und die zwei der FPÖ gegen
den Antrag. Diese Pattstellung bedeutete die Ab-
lehnung der Subvention. Das komplizierte Ge-
schiebe zwischen Stadtsenat und Gemeinderat
entpuppt sich bei näherer Betrachtung als
polittaktische Farce: „Ein Blick auf die
Geschäftsordnungsbestimmungen von Stadt-
senat und Gemeinderat offenbart das doppelbö-
dige Spiel von SPÖ und Grünen. Denn Subven-
tionen bis zu einer Höhe von öS 350.000,- fal-
len in den Zuständigkeitsbereich des Stadt-
senats. Über Subventionen, die diesen Betrag
überschreiten, entscheidet allerdings nicht der
Stadtsenat, sondern der Gemeinderat. Und dort
hätten SPÖ, „Mensch und Natur“, sowie Grüne
eine solche Mehrheit beschließen können“
(Mostbauer 2001, 88). Eine Subvention von
über öS 350.000,- hätte allerdings zu einer hef-
tigen Debatte geführt, wobei insbesondere die
SPÖ sich auf einen offenen Konflikt mit ÖVP,
FPÖ und den Medien hätte einlassen müssen:
„Satt dessen begnügten sich ihre Repräsentan-
ten mit symbolischen Gesten und beteuerten
wortreich ihren Einsatz für die – so SPÖ-Kultur-
beauftragter Klaus Wallinger – ‚konsensuale,
konfliktfreie Realisierung dieses für die Öffent-
lichkeit so wichtigen Projektes‘“ (Mostbauer
2001, 88).
In Graz war es die Angst vor einer Instru-
mentalisierung der Ausstellung durch die FPÖ
im Rahmen des Gemeinderatswahlkampfes, die
eine eindeutige Positionierung der SPÖ verhin-
derte. Die SPÖ drängte auf eine zeitliche Ver-
schiebung der Ausstellung, da sie befürchtete,
WählerInnenstimmen sowohl an die FPÖ als
auch an die Grünen zu verlieren (Brunnbauer
1999, 19f.). Erst als nach monatelangem Tau-
ziehen feststand, dass die Boykottpolitik der
SPÖ zu keiner Absage oder Verschiebung füh-
ren würde, übernahm Bürgermeister Stingl den
Ehrenschutz über die Ausstellung, der SPÖ-




nierten das Begleitprogramm der Ausstellung
mit insgesamt öS 220.000,- 27. Die steirische
Landes-SPÖ als Partei leistete aber keine poli-
tische Unterstützung. Der SPÖ-Landespartei-
vorstand forderte die FunktionärInnen lediglich
auf, „mit diesem Thema verantwortungsbewußt
umzugehen“ 28. Politische Rückendeckung er-
hielt Bürgermeister Stingl von Nationalrats-
präsident Fischer, der in seiner Eröffnungsrede
die Notwendigkeit der Ausstellung betonte, um
„auch den Opfern damit ein winziges Maß an
Gerechtigkeit zuteil werden zu lassen“ und die
BesucherInnen für die Frage zu sensibilisieren,
dass „Schuld entstanden ist, die Scham notwen-
dig macht“ (Fischer 1999, 206 f.).
In Salzburg hingegen verfolgte die SPÖ-Lan-
despartei eine gegensätzliche Politik. Gemein-
sam mit der grünen „Bürgerliste“ hatte die SPÖ
die Präsentation der Ausstellung durch das Land
Salzburg gefordert. Der Antrag des SPÖ-Vize-
präsidenten des Salzburger Landtages, Walter
Thaler, und des SPÖ-Landesparteivorsitzenden,
Gerhard Buchleitner, die Ausstellung durch das
Land Salzburg zu veranstalten, wurde in der
Landesregierung von ÖVP und FPÖ abge-
lehnt29. SPÖ-Kulturlandesrat Othmar Raus reg-
te daraufhin die Gründung eines Vereins an, der
als Veranstalter auftreten sollte, und stellte öS
100.000,- aus dem Kulturbudget zur Verfü-
gung30. Die aktive Unterstützung der Ausstel-
lung behielt die SPÖ in Salzburg bei. Die Er-
öffnungsrede wurde von Wissenschaftsminister
Einem gehalten, der kurzfristig für den erkrank-
ten Ex-Kanzler Franz Vranitzky eingesprungen
war.
6.4. Die Grünen und das Liberale Forum
Die Grünen nahmen von Beginn an eine kla-
re Position zur Wehrmachtsausstellung ein. An
allen Schauplätzen unterstützten sie die Ausstel-
lung organisatorisch, logistisch, politisch und
inhaltlich. In Zusammenarbeit mit den jeweili-
gen lokalen Veranstaltern trugen sie maßgeb-
lich zur Gestaltung der oft monatelangen
Begleitprogramme bei, organisierten Spenden-
kampagnen zur Durchführung der Ausstellung
(Linz, Graz) oder stellten RednerInnen für die
Ausstellungseröffnungen (Klagenfurt, Salz-
burg). Die aktive Präsenz der Grünen unterstrich
die Funktion, die sie der Ausstellung im hege-
monialen Deutungskampf um gesellschaftliche
Geschichtsbilder zuwiesen: „Die Ausstellung
sollte kein isoliertes Ereignis bleiben, sondern
als Ausgangspunkt für eine gründliche und
nachhaltige Beschäftigung nicht nur mit der
Rolle der Wehrmacht im Nationalsozialismus,
sondern auch mit anderen Aspekten der natio-
nalsozialistischen Vergangenheit Österreichs
dienen“ (Grüne Akademie 1999, 9).
Ähnliche Aktivitäten und vergangenheits-
politische Positionen entwickelte das Liberale
Forum. Bundessprecherin Heide Schmidt drück-
te die politisch-symbolische Unterstützung des
LiF durch ihren Beitritt ins Ehrenkomitee der
Ausstellung aus: „Es soll darüber (über die
Wehrmachtsverbrechen, W.M.) offen diskutiert
werden. Jeder kann sich selbst ein Urteil bil-
den. Wichtig ist nur, dass überhaupt darüber
geredet wird“ 31. Ebenso wie die Grünen war
das LiF an allen Ausstellungsorten, an denen
sie über entsprechende organisatorische Struk-
turen verfügte, am Zustandekommen der Aus-
stellung und an der Durchführung des
Begleitprogramms beteiligt. Bei beiden Partei-
en stand auf intentionaler Ebene die
Instrumentalisierung der Ausstellung für eine
konflikthafte diskursive Auseinandersetzung
um die nationalsozialistische Vergangenheit im
Vordergrund. Sie verstanden die Ausstellung
auch als Angebot zu einem, bis zu diesem Zeit-
punkt nicht stattgefunden habenden, genera-
tionsübergreifenden Dialog, als einen Schritt zur
Konstituierung eines kulturellen Gedächtnisses
über die NS-Zeit, der das Erleben der Zeitge-
nossen respektiert, aber auch offen ist für den
kritischen Kommentar der jüngeren Generatio-
nen und aus beidem – zumindest partiell – ge-
meinsame Deutungen und konsensfähige Sym-
bole der Vergangenheit entwickelt.
6.5. Zivilgesellschaftliche Gruppen
Basis und Motor der Ausstellung waren zivil-
gesellschaftliche Gruppen. An allen Aus-
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stellungsorten waren die Veranstalter oder Ini-
tiatoren Vereine, universitäre bzw. wissenschaft-
liche Institute oder Privatpersonen, die meist in
Form von parteiungebundenen bzw. parteiüber-
greifenden Plattformen die Durchführung der
Ausstellung und der Begleitprogramme organi-
sierten. Mit erheblichem finanziellen Risiko und
gegen teils massive politische Widerstände ge-
lang es, sich die Ausstellung „anzueignen“ und
damit einen neuen Maßstab in der politischen
Kultur Österreichs zu setzen. Die Ausstellung
war nicht nur von einem (partei-)politisch un-
abhängigen privaten Forschungsinstitut zusam-
mengestellt worden, sondern wurde auch von
partei- und staatsunabhängigen Initiativen ver-
anstaltet. Damit wurde die staatliche Autorität
im sensiblen Bereich der nationalsozialistischen
Vergangenheitsbewältigung unterlaufen. Partei-
politische und gruppenspezifische Akteure be-
fanden sich in der Position von Re-Akteuren auf
eine von ihnen nicht kontrollier- und diszipli-
nierbare Diskussion um die NS-Vergangenheit.
Unmittelbare Kontrahenten im Konflikt um
das Geschichtsbild über die Wehrmacht waren
die Interessenorganisationen der ehemaligen
Soldaten, allen voran der ÖKB. Als die „wider-
sprüchlichste Form österreichischer Doppel-
moral“ (Pelinka 1994, 312) hatte der ÖKB über
Jahrzehnte das gesellschaftliche Deutungs-
monopol über die Wehrmacht. Als institutionel-
les Bindeglied zwischen staatstragender Opfer-
these und gruppenspezifischer Traditions-
stiftung war die Identität des ÖKB durch die
Aussagen der Ausstellung strukturell in Frage
gestellt. Der ÖKB nutzte sein aus etwa 250.000
Mitgliedern bestehendes Wählerpotential zur
symbolischen Bestätigung eines vergangen-
heitspolitischen Kommunikationsbündnisses
mit ÖVP und FPÖ: Der oberösterreichische
Kameradschaftsbund verlieh kurz vor dem Aus-
stellungsbeginn in Linz ÖVP-Landeshauptmann
Pühringer die Ehrenmitgliedschaft 32; eine Zu-
stimmung der SPÖ zur Verleihung des Landes-
wappens an den Salzburger Kameradschafts-
bund vor der Ausstellungseröffnung konnten
ÖVP und FPÖ allerdings nur erreichen, indem
sie auch der Salzburger Israelitischen Kultus-
gemeinde diese Auszeichnung zuerkannten
(Sandner 1999, 40 f.).
7. Resümee
Die Wehrmachtsausstellung eröffnete ein
neues narratives Diskursfeld bei der Bearbei-
tung der NS-Vergangenheit. Die Wehrmachts-
soldaten wurden nicht in der ritualisierten Form
als Opfer oder Helden erinnert, sondern als po-
tentielle Täter, Zuschauer oder Mitwisser inten-
dierter NS-Verbrechen. Für diese Konfrontati-
on mit einer Gegenerinnerung gab es weder eine
tradierte Erinnerung in den Familien, noch ein
kollektives Bewusstsein in der politischen Kul-
tur. Mit der Erodierung der Opferthese und da-
mit der institutionellen Vorgaben an die politi-
sche Kultur, entstanden pluralistische, mit-
einander konkurrierende Geschichtsbilder so-
wohl bei den politischen Eliten als auch in der
österreichischen Gesellschaft. Mit der Opfer-
these stand potentiell auch der kollektive Opfer-
status der österreichischen Wehrmachtsan-
gehörigen zur Disposition. Ihr Opferstatus ba-
sierte auf den integrationspolitischen Anstren-
gungen der Zweiten Republik und wich ekla-
tant von der individuellen Bewusstseinslage des
österreichischen Wehrmachtskollektivs ab, das
sich während des Krieges zu einem erheblichen
Teil mit dem Nationalsozialismus identifiziert
hatte. Diese Diskrepanz wurde durch die Kon-
struktion des Geschichtsbildes von der „saube-
ren“ Wehrmacht verdeckt und durch die De-
konstruktion dieser Legende dekuvriert.
Die Positionierung der politischen Parteien
zur Ausstellung dynamisierte die Formierung
neuer vergangenheitspolitischer Lager. Mit der
sukzessiven Distanzierung der SPÖ von der
Opferthese in den 1990er Jahren war die auf dem
elitären Konsens von SPÖ und ÖVP basieren-
de hegemoniale Interpretation des Nationalso-
zialismus (Opferthese) vorerst von frag-
mentierten vergangenheitspolitischen Positio-
nen der Parteien abgelöst worden. Mit der Dau-
er der Ausstellung zeichnete sich immer sicht-
barer eine neue vergangenheitspolitische Kon-
stellation ab, die nicht mehr entlang der tra-
ditionellen Achse von der Opferthese verlief.
Auf der einen Seite formierte sich ein Lager,
das sich die Erhaltung des vergangenheits-
politischen status quo im Sinne einer Reflexions-
verweigerung über die schuldhafte Verstrickung
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(im konkreten Fall der Wehrmacht) in den Na-
tionalsozialismus zur Aufgabe setzt. Dieses
traditionalistische Bündnis aus Vertretern der
Opfertheorie (ÖVP) und einer Partei (FPÖ), die
ihre formale Distanzierung vom Nationalsozia-
lismus mit affirmativen Aussagen über den Na-
tionalsozialismus relativiert, wird von den als
pressure groups agierenden Veteranenver-
bänden als beide Geschichtsbilder integrieren-
de institutionelle Schnittstelle unterstützt. Ihr
gemeinsames vergangenheitspolitisches Para-
digma ist nicht das des österreichischen Opfers,
sondern das Paradigma der historischen Un-
schuld. Die vergangenheitspolitische Problema-
tik dieser in sich widersprüchlichen traditio-
nalistischen Erinnerungskultur wurde mit dem
Regierungsantritt der ÖVP-FPÖ-Koalition im
Februar 2000 deutlich, als Bundespräsident
Klestil von der Bundesregierung ultimativ die
Unterzeichnung einer Präambel zur Regierungs-
erklärung forderte, in der sich die Regie-
rungskoalition u.a. „zur kritischen Auseinander-
setzung mit der NS-Vergangenheit“ 33 verpflich-
tet. Ob diese normative Festschreibung einen
Wandel der Vergangenheitspolitik der beiden
Koalitionsparteien zur Folge haben wird, muss
skeptisch beurteilt werden (Manoschek 2001).
Die bisherige vergangenheitspolitische Pra-
xis der Regierung bestätigt die Existenz eines
traditionalistischen Bündnisses aus ÖVP, FPÖ
und Veteranenverbänden und das ungebroche-
ne Festhalten der ÖVP an der Opferthese. Der
Entschlussbildungsprozess zum Kriegs-
gefangenenentschädigungsgesetz ist ein mar-
kantes Beispiel dafür: Im Juli 2000 hatte der
Obmann des Österreichischen Kameradschafts-
bundes, Otto Keimel, eine Zusatzrente für ehe-
malige österreichische Kriegsgefangene gefor-
dert. 34 Der Kärntner Landeshauptmann Haider
unterstützte in seiner Festrede beim Kärntner
Ulrichsbergtreffen im Oktober 2000 diese For-
derung und junktimierte die noch laufenden Ver-
handlungen um Entschädigungszahlungen an
ZwangsarbeiterInnen mit Entschädigungs-
zahlungen an „Spätheimkehrer, die ihre besten
Jahre in der sibirischen Kriegsgefangenschaft
gelassen haben“ 35. Wenige Wochen später be-
schloss die ÖVP-FPÖ-Regierung eine Renten-
erhöhung für spätheimgekehrte österreichische
Kriegsgefangene aus mittelost- und osteuropä-
ischen Staaten 36. Bundeskanzler Schüssel be-
zeichnete dieses Gesetz als „spiegelgleiche Lö-
sung“37 für die Entschädigung der NS-Zwangs-
arbeiterInnen und erklärte, es sei „an der Zeit,
ein positives Signal an die österreichischen
Kriegsgefangenen und Heimkehrer zu geben“38.
Vergangenheitspolitisch bedeutet diese Aussa-
ge die Gleichsetzung von NS-Zwangsarbei-
terInnen mit österreichischen Kriegsgefangenen
und damit eine indirekte Bestätigung der Opfer-
these. ÖKB-Obmann Keimel drückte nicht nur
seine Zufriedenheit über den Rentenzuschuss
aus („Nach den Ansprüchen der Zwangsarbeiter
und der unsäglichen Wehrmachtsausstellung ist
das einmal eine Anerkennung für uns“ 39), son-
dern wertete dieses Gesetz auch als Unterstüt-
zung der Opferthese: „Wir werden doch nicht
die Konferenz von Jalta umdrehen, nur weil ein
paar Mieselsüchtige so tun, als ob wir am Krieg
schuld gewesen wären“ 40.
Nachdem ÖVP-Außenministerin Benita
Ferrero-Waldner betont hatte, dass „Hitler-
Deutschland Österreich militärisch überfallen
und okkupiert“ 41 habe, bestätigte ÖVP-Bundes-
kanzler Schüssel am Jahrestag des November-
Pogroms in einem Interview mit der „Jerusalem
Post“ das ungebrochene Festhalten der ÖVP an
der Opferthese: „Der souveräne österreichische
Staat war das erste Opfer des Naziregimes. Die
Nazis nahmen Österreich mit Gewalt. Die Ös-
terreicher waren das erste Opfer“ 42. Warum dann
die Österreicher, so Schüssel weiter, dennoch
eine „moralische Verantwortung“ für die NS-
Vergangenheit hätten, bleibt rätselhaft.
Die Vergangenheitspolitik der Koalitionsre-
gierung orientiert sich nicht an der von ihr un-
terzeichneten Präambel zur Regierungserklä-
rung. Vielmehr setzt sich das in der Diskussion
um die Wehrmachtsausstellung entstandene
traditionalistische vergangenheitspolitische
Bündnis nunmehr auf Regierungsebene fort.
Mit der Abkehr der SPÖ von der Opferthese
entstand ein vergangenheitspolitisches Lager
aus SPÖ, Grünen und Liberalen. Sie akzeptier-
ten das historische Faktum der „Involvierung
der Wehrmacht in NS-Verbrechen“, ohne damit
die Ausstellung „bedingungslos zu verteidigen“





politik, historische Fakten als solche zur Kennt-
nis zu nehmen und dann einer Bewertung zu
unterziehen. Für die SPÖ bedeutete dies – trotz
wahltaktischer Rücksichtnahmen und inner-
parteilicher Widerstände – die Fortsetzung der
schrittweisen Distanzierung von der kon-
kordanzdemokratischen Opferthese, die im
Zuge der „Waldheim-Affäre“ eingeleitet wor-
den war und sich im Konflikt um die Ausstel-
lung fortsetzte. Die Grünen und Liberalen, die
in Opposition zur konkordanzpolitischen
Vergangenheitspolitik standen und ihre politi-
sche Identität nicht zuletzt aus der Ablehnung
der österreichischen Opferthese beziehen (Grü-
ne) bzw. gegen die Relativierung der NS-Ver-
gangenheit durch die FPÖ (Liberale) auftreten,
hatten keine Schwierigkeiten, für eine offensi-
ve diskursive Auseinandersetzung mit der Aus-
stellung einzutreten.
Die Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbre-
chen der Wehrmacht 1941 bis 1944“ war ein
Beitrag zum ambivalenten Prozess der Schuld-
anerkennung und zum konflikthaften Wandel
kulturell verfestigter Deutungsmuster über die
österreichische NS-Vergangenheit. Die damit
einhergehende Formierung neuer vergan-
genheitspolitischer Lager jenseits der ehemals
hegemonialen Opferthese ist Ausdruck dafür,
dass im Politikfeld NS-Vergangenheit der staats-
tragende Konsens von polarisierenden Ge-
schichtsinterpretationen entlang des politischen
Links-Rechts-Schemas abgelöst wurde.
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